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Meber die Competenz zur Ausführung der von den 
Gemeindeverkretungen in Erledigung der Gemeinde- 
Rechnungen gefaßten Veſchluſſe. 


Ueber die Anfrage, ob ein von einem Gemeinde-Ausſchuſſe in 
Erledigung der von dem Gemeindevorſteher gelegten Gemeinderechnung 
geſchöpftes Erkenntniß durch die politiſche oder Gerichtsbehörde durch⸗ 
zuführen fei, hat der ſteſermärkiſche Landesausſchuß feine Anſicht dahin 
ausgeſprochen, daß das Exeeutlonsrecht in derlei Fällen nur der Ges 
meinde ſelbſt und eventuell, wenn dieſe darum anfucht, der politiſchen 
Behörde zustehen känne. 

Zur Begründung dieſer Anſicht wird angeführt: „Das Recht 
der Prüfung und Erledigung der Gemeinderechnungen ſteht nach der 
Gemeinde» Ordnung zweifellos dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe zu, wollte 
gegen die Feſtſtellung des ziffermäßigen Ergebniſſes der Rechnungs⸗ 
prüfung noch der Rechtsweg zugeflonden werden, fo würde hiedurch 
die Gemelndevertretung in einem ihrer weſentlichſten Rechte beeinträch⸗ 
tiget, indem die Feſtſtellung der Ziffer erft noch vom richterlichen 
Ausſpruche abhängig gemacht würde. Ferner würde in derlei Füllen 
dadurch dem Gerichte auch das Recht eingeräumt, über die Cinn ahs 
men der Gemeinde, namentlich über die Höhe der Umlage und 
über die Rechtmäßigkeit der Einhebung derfelben ein Urtheil zu fällen, 
welches Recht nach der Gemeinde⸗Ordnung doch nur den zur Hand⸗ 
habung derſelben berufenen Organen zuſtehen kaun, wenn man nicht 
zu der noch weniger begründeten Anſchauung gelaugen will, daß die 
Gerichte nur zur Entſcheidung über die aufgerechneten Ausgaben 
allein berufen ſind. 


Für die vorne ausgeſprochene Anſicht muß fih auch auf das 
Landesgeſetz vom 12. April 1866, Z. 12 L.⸗G.⸗B., berufen werden, 
welches das Recht der Verhaltung eines Gemeindevorſtehers zur Rech⸗ 
nungslegung nicht den Gerichten, fondern dem Landesausſchuſſe zu⸗ 
ſpricht; denn wollte das Recht zur Adluſtſrung der Gemelnderechnun⸗ 
gen als ein Befugniß der Gerichte hingeſtellt werden, jo könnte dleſen 
wohl auch die Competenz für Fälle der Verhaltung von Gemeinde⸗ 
vorſtehern zur Rechnungslegung — das Recht zur Entſcheidung über die 
Vorbedingung des Rechnungaprozeſſes — nicht entzogen worden fein. 

Noch weniger würde in den beſtehenden Geſetzen für die An- 
ſchauung ein Anhaltspunkt zu finden fein, daß die Gemeinde-⸗Ausſchülſſe 
zwar die Rechnungserledigung vorzunehmen, die Gerichte dieſelbe aber 
zu exequiven haben, da dem Richter nirgends das Befugnſß eingeräumt 
oder die Pflicht auferlegt ift, Erkenntniſſe der Adminiſtrativbehörden zu 
vollziehen. 

Endlich ift auch nicht zu überſehen, daß die Zuwelſung der Adiu⸗ 
ſtirung der Gemeinderechnungen an den Richter, abgeſehen von den 
bedeutenden, mit einem Rechnungsprozeſſe verbundenen, Koſten auch noch 
den Uebelſtand zur Folge hätte, daß der Gemeindevorſteher genöthiget 
wäre, fih für jede Rechnungspoft ein gerichtsordnungsmäßiges Beweis⸗ 
mittel zu verſchaffen; daher auch wichtige Opportunitäts⸗Gründe für 
die vorſtehend vertretene Anſicht ſprechen.“ 


Bur Competenz bei Streitigkeiten der Aulteger eines 
öffentlichen Ilnſſes über Waſſerbauten zum Schutze 
ihres Eigenthums. 


Ueber dieſe Frage theilt das „Württembergiſche Archiv für Recht 
und Rechtsverwaltung“ im letzterſchienenen Hefte folgende Entſcheldung 
des würktembergiſchen Obertribunals mit: 

Der Schultheiß St. v. H. Hatte, um einen über feine Wieſe 
fließenden Arm der Donau abzufperren, auf dem bon der Donau über- 
floſſenen Theil feines Grundſtücks einen Bau errichtet. Hiedurch fanden 
ſich die Anlieger am andern Ufer des Fluſſes, Anton W. und Freng Sp. 
von D-, bedroht, indem fie Nachthelle für ihre an der Donau llegen⸗ 
den Güter befürchteten, und verlangten daher mittelſt gerichtlicher Klage 
von dem Schultheißen St. Entfernung des von dieſem errichteten Baues. 
Das Obertribunal wies jedoch die Klage wegen Unzuſtändigkeit der 
Civilgerichte zurück aus folgenden Gründen: Die der Wahrung der 
Integrität eines öffentlichen Fluſſes, die Erhaltung ſeines geordneten 
Laufes und die Regelung der den Einzelnen daran zuſtehenden Ge⸗ 
brauchsrechte ift ein Ausfluß der Regierungsgewalt und gehört zu den 
Obliegenheiten der Regierungsbehörden. Hieraus allein würde zwar 
die Unzuſtändigkeit des Eiplkrichters für die vorliegende Klage noch 
nicht folgen, indem die gerichtliche Entſcheidung ihre Wirkung auf die 
Parteien beſchränken und der Befugniß der Regierungsbehörde, abwei⸗ 
chende Anordnungen aus Gründen des öffentlichen Rechtes zu treffen, 
nicht vorgrelfen würde. Allein der Eſoilrichter ift überhaupt nur 
zuſtändig, wenn es fiğ um beſtrittene privatrechtliche Anfprüche handelt, 
wogegen Streitigkelten über die Benützung öffentlicher Gewaſſer jeden 
falls infoweit, als nicht beſondere Privakrechte in Frage kommen, ſowohl 


zwiſchen Einzelnen und dem Staate, als zwiſchen Einzelnen unter fidh, 
nach den Grundſätzen des öffentlichen Rechtes von den Verwaktuugs⸗ 
behörden zu entſcheiden find. Um beſtrittene privatrechtliche Anſprüche 
handelt es ſich hier nicht. Die Klager behaupten kein beſonderes 
Verbietungsrecht gegen den Beklagten; der letztere behauptet eben fo 
wenig ein beſonderes Recht, kraft deffen die Ringer fein Baumeſen zu 
dulden hätten; es braucht daher nicht erörtert zu werden, juwieweit 
ein ſolches beſonderes Recht überhaupt möglich wäre. Beide Theile 
ftügten fih nur auf die Befugniß eines jeden Eigenthümers, fein Eigenthum 
gegen Uebergriſſe des Fluſſes zu ſchützen. Allein ihr Eigeuthum gibt 
ihnen kein beſonderes Recht auf den Fortbeſtand eines ihnen unnach⸗ 
theiligen Flußlaufes; wollen fie die Erhaltung oder Wiederherſtellung 
eines ſolchen verlangen, ſo können ſie dies nur gründen auf die aus 
der Gemeingehörigkeit des öffentlichen Fluſſes abzuleitende und darum 
dem öffentlichen Rechte angehörige Befugniß Aller, welche an dem 
einen oder andern Beſtand des Fluſſes ein Intereſſe haben. Dies 
erkennt ſchon das römiſche Recht au, indem es, abgeſehen von der nicht 
pieper gehörigen cautio damni infecti zum Schutze gegen Anlagen 
au einem öffentlichen luffe behufs der Veränderung des Laufes veffet- 
ben den Anliegern gerade nur das nämliche Rechtsmittel, wie einem 
Jeden aus dem Volle, gibt. “) 

Die Kläger und der Beklagte ſtehen nicht in einem privatrecht⸗ 
lichen Nachbarſchaftsverhältniß, ſondern fie find Angrenzer eines öffent- 
lichen Fluſſes und ihre wechſelſeitigen Beziehungen als ſolche ſtud 
bedingt durch den jewelligen Flußlauf und durch die Anordnungen, 
welche die zur Handhabung der Gewalt des Staates über ſolche Flüſſe 
berufene Verwaltungsbehörde nach den für ſie geltenden Normen des 
öfſeutlichen Rechtes zu treffen hat. Hieraus folgt, daß die Frage, ob 
der dermalige Stand des Flußlaufs zu erhalten, oder der unmittelbar 
vor dem Bauunternehmen des Beklugten vorhanden geweſene wieder 
herzuſtellen fei, nicht der Gegenſtaud eines privatrechtlichen Streites 
zwiſchen den Parteien ift, ſondern feine Erledigung bei der zuſtändigen 
Verwaltungsbehörde zu finden hat, von welcher neben den Grundfützen 
der Flußbaupoltzei und den Rückſichten des öffentlichen Wohls auch den 
kollldirenden Jutereſſen der Anlieger Rechnung zu tragen ift Wenn 
die Verwaltungsbehörde aus öffentlich vechtlicheu Gründen das Han- 
weſen des Beklagten genehmigt oder abſpricht, to ift eine entgegenge⸗ 
ſetzte Entſcheidung des Elvilrichters nicht möglich, weil gegen eine ders 
artige Maß regel der zuftäudigen Verwaltungsſtelle der Rechtsweg übers 
haupt nicht ſtattfiudet. Aber auch gegen die eine oder andere dleſer 
Verfügungen, welche die Verwaltungsſtelle etwa in Ermangelung ent⸗ 
ſcheidender öffentlicher Rechtsnormen und Müdfichten im Hiablick auf 
das für berechtigt erachtete überwiegende Intereſſe einer Partei treffen 
ſollte, ſteht der andern Partei die Berufung auf den Rechtsweg der 
erſteren Partei gegenüber nicht zu, weil in Abweſenheit eines beſondern 
Privatvechtstitel® die vom Stande des Flußlaufs abhängigen wechſel⸗ 
ſeitigen Beziehungen beider Theile nur durch die Auordnungen der zur 
Verfügung über das öffentliche Waſſer kompetenten Staatsbehörde tes 
gulirt werden köunten. 

— ͤ — 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Eine Verthefluug von Ausgaben Für, wenn auch zuuachſt den Intereſſen 
eiuer beſtimmteu Klaſſe von Geneindebärgern dienende, Gemeinde⸗ 
Erforderniſſe uach Kategorien von Anſäſſigkeften ijt nicht zuläſſig. 


In Folge der Welſung der politiſchen Behörde zur genauen 
Leiſtung der Nachtwache wurde in der Gemeinde B. von der relhen⸗ 
weifen Leiſtung der Nachtwache abgegangen, ein eigener Nachtwächter 
beſtellt und demſelben eine Euklohnung beſtimmt, zu welcher die Bauern 
Getreide und die neun Häusler Geldbeiträge leiſten ſollten. 

Urſprünglich war ein Uebereinkommen der Bauern und Häusler 
vorgelegen, ſpater wurde die Sache vom Gemeinde⸗Ausſchuſfe in die 
Hand genommen. Die Bauern und vier Häusler fügten ſich, fünf 
Häusler aber waren damit nicht zufrieden. Es wurde daher gegen 
dieſe fünf Häusler unter der von der Bezirkshauptmannſchaft bewillig⸗ 
ten Mitwirkung der Gensdarmerſe mit der Mobilar⸗Pfändung vor⸗ 
gegangen. 

Die fünf Häusler beſchwerten fih gegen den Gemeindebeſchluß 
und verlangten deffen Siſtirung, vorzugsweiſe aus formalen Gründen, 


9 J. I pr. g. 1, 3, 4, 6, 7, 9 D. ne quid in Sum. pub). fiat (48, 13). 
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insbeſondere deshalb, weil §. 89 G.⸗O. *) in Anwendung kommen 
und ein Landesgeſetz erwirkt werden ſolle. 

Der Bezirkshauptmann wies die Beſchwerde ab, die Statthal⸗ 
terei gab hingegen dem Recurſe deshalb Folge, weil die Gemeinde bei 
der Auftheilung der Eutlohnung, welche fih eigentlich als das Relutum 
für die frühere Dienſtleiſtung der Inſaſſen für Gemeindezwecke darſtelle, 
nicht den Maßſtab des §. 88 G.⸗O. (directe Steuer) **), ſondern jenen 
der Anſäſſigkeiten feſtgehalten habe, daher eine Gemeindeabgabe einge 
führt hätte, welche in die Kategorie der Zuſchläge zu den directen 
Steuern nicht gehört und nach 9.88 und 89 G.-D. geſetzwidrig ſei; dabei 
bemerkte die Statthalterei, daß die eingeleiteten Exeeutiv⸗Maßnahmen 
nad §. 91 alin. 2 G.⸗O. ***) nicht im Wirkungskreiſe der politiſchen 
Behörde waren. 

Die gegen dieſe Entſcheidung an das Miniſterium recurrirende 
Gemeinde führt au; fie fet nach §. 82, Abſatz 3 G. O., F) berechtigt, 
diefe Gemeindeausgabe lediglich auf die Anſäſſigkeiten zu reparkrren, 
dies habe fie gethan und dabei die Häusler noch begüuſtiget, da nach 
der Steuer ein noch höherer Beitrag auf jie entfiele. Die gewählte 
Entlohnung des Nachtwächters fei in Böhmen allgemein und doch kein 
Landesgeſet hierüber erfloſſen. Die Schuldigkeit der Bauern in Ger 
treide bedeute fo viel, als 5 fl. 62 kr. per Anſäſſigkeit, und werde 
bereitwillig geleiſtet. 

Das Ministerium des Innern hat mit Entſcheidung vom 23. April 
1870, 3. 4776 erkannt: 

„Dem Rerurſe der Gemeinde B. wird nicht Folge gegeben, 
da es fih hier um eine allgemeine Gemeinde-Ausgabe handelt, deren 
Auftheilung bei Anwendung des von den Recurrenten bezogenen 8. 82 
8.0. — ſelbſtverſtändlich unter Beachtung der Beſtimmungen des 
8. 87 G. O. sr) — zwar auf die ſämmtlichen im dritten Abſatze des 
erſterwähnten Paragraphes bezeichneten direeten Steuern aber nicht 
nach Kategorien von Anſäſſigkeiten erfolgen kann; es wäre denn, daß 
ein Laudesgeſetz hieſur erwirkt wurde, wozu jedoch nach den obwalten⸗ 
den Verhältniſſen kein ausreichender Anhaltspunkt vorläge. 

Der geſetzliche Weg zur Deckung der bezüglichen Ausgabe kaun 
übrigens von Seite der Gemeinde bei jedesmaliger Feſtſtellung des 
Gemelnde-Präliminares ohne Schwierigkeit eingehalten werden, daher 
fie in der abweislichen Erledigung ihrer Beſchwerde ein Hinderniß der 
entſprechenden Ausführung der fraglichen localpollzellſchen Maßregel 
nicht erblicken kann.“ K. 


Der Umſtand der Einkragung in die Stellungsliſte einer Gemeinde recht⸗ 
fertigt noch micht eine Zuwelſung des Hehnntstofen nach 8. 19 P. 1 des 
Heimatsgeſetzes. 


Francesco A. wurde am 30. November 1850 in der Findelan⸗ 
ſtalt Alle Laſte bei Trient von einer unbekannten Mutter geboren, 
und blieb in der Anſtalt bis October 1856, wo er an Johann P. in 
der Gemeinde B. gegen ein Koſtgeld jährlicher 18 fl., auf 5 Jahre 
d. I. bis zur Erreichung des zwölften Lebensjahres in Privat⸗Pflege 
übergeben wurde. 

Nachdem A. dieſes Alter erreicht hatte, ſtellte ihn P. nicht au die 
Anſtalt zurück, ſondern gab vielmehr eine gerichtliche Erklärung ab, 
worin er fih verpflichtete, den genannten Findling bis zum ſtellungs⸗ 
pflichtigen Alter mit Koſt und Kleldung zu verſehen, und ihm im Falle 
der Abſtellung zehn Zwanzig⸗Franks⸗ Stücke zu verabreichen. A. ift 
auch thatfächlich vom October 1856 bis Anfaug 1870 bei P. in der 
Gemeinde B. verblieben. 

Als es fih nun um die Erfüllung der Militärpflicht des A. han⸗ 
belte, kam auch die Frage in Betreff feines Heimakrechtes zur Sprache. 
Die Gemeinde B erhob zwar keinen Anſtand dagegen, daß A. in die 
Liſte der Stellungspflichtigen des Ergänzungsbezirkes M. (zu welchem 
die Gemeinde B. gehört) aufgenommen werde; ſie verwahrle ſich aber 
unter Berufung auf 9. 19, P. 3, des Helmatgeſetzes vom Jahre 


Entſpricht 
) Nach 8 
nuch dein Ma 


Art. XV. des Geſehes vom b. Matz 1562, 

* für Gemeinde Erfücherniſſe alguſchägen und 
m m vertheilen. 

` meinbegache, elche siht Steuerzujchläge 
fab, me vom Gem iteher hend feine Organe elggeboben.“ 

4) „Auch können Ausgaben für Elnrichtungen ober für Dienſtoerrich⸗ 
tungen, welche blos den Ortsbewohnern nügen können, nur auf jene directen 
nufgetheilt werden, welche von dem im Drie gelegenen Hausbeſithe, 
von ben daſelbſt betriebenen Gewerbs⸗Unternehmungen und von dem Einkom⸗ 
men ber Ortsbowahner entrichtet werden.“ 

) . 87 ſpricht von der beſonderen Bewilligung (Zuſtünmung der Be⸗ 

etung aber Landesgeſeh) zur Einhebung von ein gewiſſes Percent 
enden Zuſchlagen 


1863 dagegen, Ün als einen Gemeindeangehörigen anzuerkennen, weil 
er nichts beſitzt, und P. ſich geweigert hat, die von ihm verlangte 
Bürgfchaft für den genannten Findling zu leiſten. 

Der Bezirkshauptmann non K. war der Anſicht, A. fei nach 
9. 19 P. 3 des Heimatgeſetzes zuzuweiſen. Der Bezirkshauptmann 
von T. dagegen glaubte, A. müſſe in Sinne des §. 19 P. 2 des 
Heimatgeſetzes vorläufig der Gemeinde B. zugewieſen werden, wo er 
ſich am läugften aufgehalten habe, und es ſei daher der Punkt 3 des 
8. 19 des Hefmatsgeſetzes im vorliegenden Falle nicht auwendbar. 

Nachdem zwiſchen beiden Bezirkshauptmouſchaften eine Ueberein⸗ 
ſtimmung nicht zu erzielen war, wurde die Verhandlung im Sinue des 
8. 40 des Heimatsgeſetzes der Stakthalterel-Abtheilung in T. zur 
Entſcheidung vorgelegt. 

Dieſe entſchied unterm 13. Februar 1870, 3. 995, daß A. mit 
Rückſicht auf den dargeſtellten Sachverhalt als heimatlos zu betrachten 
fei, und, nachdem er in die Stellungsliſte der Gemeinde B. für den 
Bezirk M. aufgenommen worden und fih dart zuletzt durch 14 Jahre 
ununterbrochen aufgehalten habe, im Sinne des 8. 19, P. 1 und 2 
des Heimatsgeſetzes dleſer Gemeinde zugewieſen werden müſſe, wobei 
noch bemerkt wurde, daß die unmittelbare Anwendung des P. 3 des 
$. 19 H. G. ſchon deßhalb nicht Platz greifen könne, weil vie Falle 
des g. 19 der Reihenfolge nach in Anwendung zu kommen haben. 

Im Miniſterial⸗Recurſe gegen diefe Entſcheidung beſchwert ſich 
die Gemeinde B., daß die Statthalterel in ihrer Entſcheidung nur auf 
die Punkte 1 und 2 des 8. 19 nicht aber auf den ihrer Meinung 
nach allein anwendbaren Punkt 3 Rückſicht geuommen habe. Was dle 
Berufung auf Punkt 1 des 8. 19 betrifft, fo beſtreite die Gemeinde, 
daß dieſer Fall zutreffe, weil A. nicht in die Stellungsliſte der Ge: 
meindeangehörigen, ſondern nur in jene der fremden Militärpflichtigen 
aufgenommen worden fei, 

Das Miniſterium des Innern entfchied unterm 16. April 1870 
3. 5167: 

„Dem Recurſe der Gemeinde B. gegen die Zuwelſung des Find- 
lings Franz A. wird mit dem Bemerken leine Folge gegeben, daß die 
Zuweiſung des A. zur gedachten Gemeinde nur auf Grund des §. 19 
P. 2 des Heimatgeſetzes vom 3. December 1868 ausgeſprochen werden 
kann, weil die Zuwelſung eines Heimatloſen nach §. 19 P. 1 die 
wirklich erfolgte Abſtellung des Zuzuweiſenden zum Militär, oder deffen 
freiwilligen Eintritt in dasſelbe vorausſetzt, während die Abſtellung, 
beziehungswelſe der freiwillige Eintritt des Franz A. in das Militär 
durch die Vorlagen nicht nachgewieſen erſcheint.“ W. 


Zur Frage, ob die von Pfarrporſtehuugen beforgten, nicht kirchlichen 
Verrſchlungen bei Leicheubeſlattungen einer gewerblichen Conteſſion 
unterliegen. 

Leopold H., welcher iin Jahre 1868 die Slatthaltereibewilligung 
zur Errichtung einer Leichenbeſtattungsanſtalt erhalten hatte, beſchwerte 
fih im Jahre 1869 wegen geſetzwidriger Berechnung der Stoltaxen 
ſeitens der Gelſtlichkeit, ſowie wegen unberechtigter Coucurrenz derfel- 
ben durch Beſorgung des nicht kirchlichen Theiles von Leichenbegäng⸗ 
niſſen. Ju Folge deffen erſuchte die Statthalterei das f. b. Ordinariat 
um die Veraulaſfung der ſtrengen Einhaltung des Stolpatentes und 
wies zugleich den Maglſtrat an, über den zweiten Theil der Beſchwerde 
des Leopold H. in erſter Inſtauz das Amt zu handeln. 

Der Magiſtrat bedeutete nun dem Beſchwerdeführer unterm 
30. Juni 1869, 3. 13797, daß er in der von mehreren Pfarren 
vorgenommenen, thellweiſe der Anſtalt nachgeahmten, neuen Ausſtat⸗ 
tung der Aufbahrung und Leichenbegängniſfe eine Gewerbeſtörung ge- 
genüber der Anſtalt nicht erblicken köune, weil letztere ein Privilegium 
nicht beſitze, und diefe Veranſtaltungen von Seite der Pfarreu, wobei 
der Gewinn nur der Kirche zufließt, nicht als Gewerbe im Sinne 
der Gewerbe⸗Ordnung betrachtet werden können. 

Im Recurſe der Leichenbeſtattungsanſtalt gegen dieſe Entſcheidung 
wurde das Programm der Pfarren bezüglich der niht lirchlichen 
Funktionen bei Leichenbeſtattungen produeſrt, um zu zeigen, daß ſich 
die Pfarrvarſtehungen hiernach als förmliche Leichenbeſtattungsvereine, 
welche einer Conceſſiou unterliegen ſollten, conſtituirt haben. 

Nach dieſem Programm für die Leichenbeſtattungen bet den Stadt- 
und Vorftadtpfarren in G. haben es ſich die Pfarrvorſtehungen zur 
Aufgabe geſtellt, auch bisher nicht von der Kirche beſorgte nicht 
kirchliche Akte aus Anlaß von Begrabniſfen (Dekorfrung des Leichen⸗ 
hauſes, Waſchen, Anziehen und Bewachen des Leichnams durch eigene 
uniformirte Diener, Begleitung durch uniſormirte Mufikbanden, Trauer⸗ 
Telegranmme zc.), und zwar durch die Vereinigung aller Pfarren zu einem 


79 


gleichſam gemeinſamen Unteruehmen zu beſorgen, und haben Tarife für 
die verſchiedenen Klaſſen der Bestattungen feſtgeſetzt und publieirt. 

Die Statthalterei entſchied über den Rrcurs unterm 9, Decem- 
ber 1869, Z. 11912, wie folgt: 

„Aus dem anlößlich des Recurfes des Leopold H. in Vorlage 
gekommenen Programme über die Leichenbeſtattungen bei den G. er 
Pfarren fei in Erfahrung gebracht worden, daß Functionen und Ges 
bühren, welche der noch beſtehendeu Stolordnung vom 13. December 
1774 unterliegen, mit Verrichtungen, die als freie Geſchüftsvermitk⸗ 
lung zu behandeln find, und der behördlichen Genehmigung und Toge 
beſlimmung unterliegen, vermengt werden, wodurch die Stolordnung 
außer Evidenz kommt, und die Parteien zu Cumulativbeträgen verhalten 
werden. Es werden demzufolge der magiſtratiſche Beſcheid vom 30. Suni 
1869, 3. 13797 über diefe Gewerbeſtörungsklage behoben, und der 
Magiſtrat angewieſen, den Pfarrvorſtehungen zu bedeuten, daß fie für 
die zu dem eigentlichen kirchlichen Begraäbnißact wicht gehörenden in 
ihrem Programme angeführten Verrichtungen eine behördliche Geneh⸗ 
migung (bis 15. Jänner 1870) nachzuſuchen haben, widrigens der 
Magiſtrat wegen Gewerbsbetrieb ohne Berechtigung das Amt zu han⸗ 
deln hatte.“ 

In dem gegen diefe Eutſcheidung ergriffenen Miniſterlal⸗Recurſe 
ſämmtlicher katholiſcher Pfarrvorſtehungen von G. beſtreiten dieſelben 
zunächſt das erſte Motiv, die Gefahr des Außerevidenzkommens der 
Stolordnung. Durch Ausgabe des fraglichen Programmes habe 
der feit jeher von der Kirche geübte Einfluß auf die Begräbnißfeier⸗ 
lichkeiten weder eine Aenderung, noch eine Erweiterung erfahren. Seit 
jeher war der Einfluß der Kirche nicht auf die blos rituellen Mete 
beſchräukt, ſondern erſtreckte ſich auch auf die übrigen zugehörigen, 
jedenfalls einen ſcharf ausgeprägten veligiöfen Character an fih tragenden, 
Feſerlſchleilen. Die Ausgabe des Programmes hatte nur den Zweck, 
den Parteien eine Koſtenüberſicht zu gewähren, und es ſtehe deufelben 
immer frei, eine ſpeelfieirte Rechuung zu verlangen; es werde daher 
hledurch die Stolordnung nicht alterirt. Bezüglich des zweiten Punktes 
der Statthalterei» Entfeheidung verwahren fiğ die Recurrenten gegen 
die Annahme, daß es die Kirche bei den fraglichen Acten auf einen 
andern Erwerb abgeſehen haben könne, als ihr nach der Stolordnung. 
gebührt. Die erforderlichen Utenſilien feien ohnehin vorhanden, da fie 
zu andern Zwecken (Trauerfelerlichkeiten ac.) benöthiget werden, die 
hiefür verlangte Gebühr fei nur ein Eutgelt für die Abnützung, reſp. 
Erneuerung der Requisiten. Das erforderliche Perſonale (Tröger, Qute 
fher 2.) werde nur von beſtenerten und coneeſſionirten Gewerben ger 
nommen, fo daß die eigentliche Thätigkeit der Kirche ſich nur auf die 
rechtzeitige Verſtändigung aller Mitwirkenden beſchräuke. Eine Beſieue⸗ 
rung wäre unzuläſſeg und zweckwidrig, well das Erträgniß nicht zu 
Privatzwecken, fondern für die Kirche verwendet wird, und bel erhöhter 
Inanfpruchnahme der Kirchenconcurrenz die Steuer nach dem Landed: 
geſetze vom 24. April 1864 auf den Patron, d. i. im vorliegenden 
Falle auf den Neligionsfond und auf die Gemeinde falle. 

Das Minifterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 1. April 
1870, 3. 3789, dein Recurſe Folge gegeben, „weil unbeſchadet der 
allfälligen Steuerpflicht diefer Unternehmung, eine genaue Grenzlinie, 
in wie weit derler Verrichtungen bei Leichenbeſtaktungen das Gebiet der 
kiuchlichen Functionen überſchreiten, uicht gezogen werden kann, und ſolche 
auch bisher von den Kirchen beſorgt worden ſind, ohne von der Ein⸗ 
führung einer förmlichen Coneeſſion abhängig gemacht zu werden, und 
weil das Erträgniß der Beſorgung von Leſcheubeſtatkungen lediglich der 
Kirchencaſſe zu Gute kommt, mithin hiebei von einem nach den Ge⸗ 
werbegeſetzen zu behandeluden Geſchuͤftsbetriebe nicht die Rede fein 
kann.“ W. 


Notizen. 

(Wirkung eines Pro teſtes des Wiener Stadtrathes im 
Jahre 1530). Nach einem im Finanzarchive vorliegenden Originalacte vom 
J. 1530 wird uns folgender Fall mitgetheilt: 

Wolf Heyner, Bürger von Wien, forb ohne Hinterlaſſung leiblicher 
Erben, hatte jedoch in einem eigenhändig geſchriebenen Teſtamente verfügt, „daß 
alles in feinem Gewölbe vorhandene Gewand, welches über die befonbers er 
wähnten Legate verbleibt, an Töchter armer Leute derart veriheilt werden foll, 
daß jebe berfelben 10 Pfd. Pfenningswerkh erhalte. Zu dieſem Zwecke folien auch 
feine Häuſer und anderes Gut veräußert und vertheilt werden.“ 

Als der Teſtamenls⸗Crecuior mil Bewilligung des Stadtrathes bie Ber- 
heilung und Auszahlung der Legate an bie nom Grblaſſer benannten Personen 
vornehmen wollle, erhob Leopold Cen, ein Schweſterſahn des Verſtorbenen, 
Proteſt gegen die Rechtsgiltigkeit des Zeftamentes, beffen Vollziehung vom Stadt⸗ 
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rathe ſiſtirt wurde. Mährenb jedoch darüber verhandelt wurbe, langte ein Bez 
fehl Ferdinand I. ddio. 28. Februar an Bürgermelſter und Richter ein, womit 
verfügt wurde, „daß von dem nach Auszahlung der Legale erübrigenden Gelbe 
400 fl. zur Univerſität und 300 fl. für Kirchen und Seelforger abgeführt, ber 
Meſt aber, theils zum Zwecke der Stadtbefeſtigung verwendet, theils au Armen: 
hänſer verlheilt werden fott.” 

Bevor der Stabtrath noch einen Beſchluß gefaßt halte, kam ſchon ein 
zweiter königl. Befehl dato, 5. Marz, des Inhaltes, daß! „außer den erwähnten 
Beträgen für bie Univerfität und die Gotteshäuſer, noch weitere 1000 fl. zur 
Stadtbefeſtigung und 1000 fl. zur Unterſtüzung armer verdorbener Leute *) 
verwendet, der noch erübrigende Reſt aber, wie hoch er immer fein möge, beim 
Stabtrathe deponirt und die weitere Verfügung Sr. Majeftät darüber abgewartel 
werden folle,” 

Nun trat der Stadtrath für feine angegriffenen Rechte auf, und ſtellte 
in einer Eingabe an die n. ö. Statthalter und Regenten die bedenklichen Folgen 
vor, welche ein folder, bie verbrieften, erft kürzlich von St. Majeftät erneuerten, 
Saßungen und Privilegien **) der Stadt Wien arg verlehender, Vorgang nach 
ſich ziehen müffe, Mipſtimmung und Entrnſtung habe bereits Platz gegriffen, als die 
Kunde von den beiden kön. Befehlen unter das Volk drang, welches ſich in ſeinen 
gerechteften Unfprüchen verletzt fühle. Anſtedlung und Vermehrung der Bü 
ſchaſt fei bei ſolchen Umſtänden um fo weniger zu hoffen, als ſelbſt Ani 
über folde Nete ber Willkür erbittert, fiğ laut äußern, lieber gänzlich von 
Bien wegziehen zu wollen, als fih das heilige Recht, ber ihe felbft erworbenes 
Hab und Gut nach eigenem Willen zu verfügen, ſchmälern zu lafen, was allem 
geiſtlichen und weltlichen Rechte zuwider kaufe. In Anbetracht der hochwichtigen 
Beſeſtigung der Stadt, habe fih der Teſlaments⸗Cxecutor freiwillig herbei⸗ 
gelaſſen, 1000 Pfd. zu dieſem Zwecke zu widmen und auch eingewilligt, einen 
allenfalls nach Befriedigung der armen Leute noch übrig bleibenden Ueberſchuß 
hierzu zu verwenden, mehr könne nicht gefordert werben und Bürgermeiſter und 
Rath bitten die Sache Sr. Majeftät in diefem Sinne barftellen zu wollen. 

In dem hierüber erſtatteten Bericht traten Statthalter und Regenken. 
von N. Deft. entſchieden für die Rechte des Stadt rathes auf, und beantragten 
unter ausführlicher Auseinanderſetzung und Unlerſtüzung der von bemfelben 
geltend gemachten Gründe die Zurücknahme der beiden königl. Befehle, welche 
auch wirklich mit dem Referipte vom 8. April erfolgte, worin Sr. Majeſtät 
ausdrücklich erklärt, in der Sache ſchlecht berichtet geweſen zu fein und verfichert, 
daß es ihm nicht im entfernteſten in den Sinn komme, den verbrieften Rechten 
und Satzungen der Stadt entgegen zu handeln. Vii 


) Unter den „verdorbenen Leuten“ ſind Hier jene Bürger und 
Juwohner zu verſtehen, deren in den Vorſtädten oder im Belagerungs Rayon 
gelegene Häuſer und Wohnungen theils aus Anlaß der erſten Türken⸗Belage⸗ 
kung, theils aus fortificaforifhen Gründen wegen der neuen Feſtungswerke de- 
molirt worden waren. 

**) Das Recht der Wiener Bürger bezüglich ihrer letztwilligen Anord: 
nungen enthalten die der Stadt von Ferbinand I. erkheilten reſp. erneuerten 
0 05 Sahungen und Freiheiten ddto. Augsburg 12. März 1596 in ben 

titeln: Erbguett vnnd Verfallen Guett; — Manns-Persohnen Testament 
vmd geschaft; — Weibsbilder Testament vnnd geschaft. — Ordnung 
der Testament-Vermwcht halber. 


Perſonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


Sc. Majeftät haben den Feldmarſchalllieutenant Alexander Freiherrn 
von Koller von der Leitung der Statthalterei in Böhmen enthoben. 

Se. Majeftät haben den General der Cavallerie Alexander Fürſt Dietrich⸗ 
flein zu Nikolsburg, Grafen oon Mensdorf⸗Pomilly zum Statthalter 
für Böhmen ernannt. 

Se. Majeſtät haben in Würdigung der verdieuſllichen Leiſtungen um bie 
Durchführung der Vorarbeiten zur Donau⸗Regulfrung dem Bürgermeister von 
Wien Dr. Cajetan Felder das Comihurkreuß bes Franz: Joſefz⸗Ordens mit 
bem Stern; bent Gtatthaltereirathe und Mitgliede des nieder⸗öſterteichiſchen 
Landesausſchuſſes ruft Schneider den Orden der eiſernen Krone britter 
Elaſſe tarfret, donn dem Oberbauralhe und Oberbauleiler der Donan: 
Regulicungs⸗Acbeiten Guftan Mer den Titel und Rang eines Miniſterial⸗ 
ralhes, und dem Secretär der Donau-Nepulitungs:Gommiffion Auguft Frei: 
herrn Plappart von Ae ben Titel eines Miniſterialſecretärs, beiden 
mit Nachſicht der Taxen verliehen; zugleich haben Se. Majeſtät angeordnet, 
daß ben ſamumtlichen beschließenden und berathenden Mitgliedern der Donau: 
Regulirungs⸗Commiſſion der Ausdruck her Allerhöchſten Zufriedenheit bekannt 
gegeben werde. 

Se. Majeſtät haben in Anerkennung von auf dem Gebiete des öffe 
lichen. Unterrichtes erworbenen Verdienſten den Neglerungsralbstitel tarrei 
verliehen: den ordentlichen Unmerftätäprofejjoren: Dr. Joh. Blaſchke in 


Graz: Dr. Julian Dunaſewski in Krakau! Dr. Joſef Ritker non Hasner 
in Prag; Dr. Friedrich Rochleber in (en 
n; 


r. Dr. Johonn Vahlen in 
pit Dr. Wilhelm Wahlberg m Wien und Dr. Robert Zimmerman n in 
Wien; dazu den orbentlihen Univerfitätsprofefior, Director der Sternwarte in 
Wien Dr. Karl von Lit tro w. 


Se. Majeſtät haben dem Profeſſor am polptechniſchen Juſtltute in 
Mien Dr. Joſef H evr den Titel und Character eines Reglerungsrakhes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Statthaltereirath zweiter Claſſe Johann Vot 
hau ſer zum Stattballerefrathe erſter Claſſe bei der Stallhalterei für Tirol 
und Vorarlberg ernannt. 

Se. Majeftät haben dem Miniſterial⸗Conclpiſten im Miniſterzum für 
Kultus und Unterricht Pr. Auguſt Ritter v. Honſtetter⸗Möwenſteln und Wil- 
bein Stollomstg den Titel und Charactereines Miniſterialſecrelärs; dann dem 
mit dem Titel und Range eines Miniſterialſecretärs bekleibeten Miniſterial⸗ 
eoncipiften im genannten Ministerium Dr. Georg Thaa auch den Character 
eines Miniſteriaſſecretärs; endlich dem dortigen Miniſterialconcipiſten Dr. Karl 
Lemayer ben Titel und Character eines Mintſterialſecretärs, ſämuutlichen 
mit Nachſicht der Taxen, verliehen. 

Der Minifter des Innern hat dem mit Titel und Character eines Polizel⸗ 
obercommiſſärs bekleideten Karl Walz eine bei der Wiener Holizeidireclton 
ſiſtemiſirte Obereommiſsärsſtelle verlieben, und den Actuar Franz Kreil zum 
Polizeicommiſſär ernannt, 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenieur Karl Pregmacz zum 
Oberingenteur, bann die Bauadjuncten Karl Sapa, Egydiue Pzin bins tý 
und Victor Müller zu Ingenieurs für den Slaatsbaubienſt in Galizien ernannt. 


Erledigungen 
aus den Amtsblatte der „Wiener Zeitung“. 

Zwer e eee dann mehrere Conceptsabjunc⸗ 
tenftellen in Mähren bis Ende Mat. (Amtsblatt 109.) 

Bauadjunctenſtelle mit 700 fl. Gehalt und eventuell eine Baupraclikan⸗ 
kenſtelle mit 400 fl. Abjutum für ben Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg 
big 4. Juni, (Amtsblakt 110.) 

Bauzeichnersſtelle bei der k. k. Arſenals⸗Baudirection in Pola mit Diur⸗ 
num von 2 fl. 50 k., bis Ende Mai, (Amtsblatt 110.) 

Conceplsadſunctenſtelle mit 400 fl. Gehalt und dem Graduglvorxückungs⸗ 
rechte in dle höheren Gehaltsſtufen von 500 und 600 fl. bei den küͤſtenlän⸗ 
diſchen politischen Behörden bis 16. Juni. (Amtablatt 110.) 

gei Waupractitantenjtellen mit 400 fl. Adjutum in Böhmen bls Ende 
Juli (Amtsblalt 141.) 


Neue Auflagen 
der Manz ſchen Geſehzes-Ausgaben. 


Im Verlage der G. J. Manz'ſchen Buchhandlung in Wien (ohlntarkt 
Nr. 7) ift erſchienen und durch alle Buchhandlungen zu haben: 


Das Verfahren außer Streitſachen 
uach dem kaiſ. Patente vom 9. Auguft 1854 
mit den darauf bezüglichen und den 
über die Verlaſſenſchaftsgebühren, die Todeserlläruug und die Amor⸗ 
tiſirung von Urkunden erlaffenen Verordnungen. 
Never, Dis Ende Pezenger 1868 ergänzten Aübeud. 
1870, Kl. 8. Preſs 80 kr. 5. W. 


Die Vorſchriften 


über 


Hedits-Heldäfte außer Slreilſachen. 


Neuer ergänzter Ad ruck. 
1870. Kl. 8. Preis fl. 2. 
Glegaut in engliſche Leinwand geb. 2 fl. 40 kr. 
(Taſchen⸗Ausgabe ber Verr. Gefeye III- Band.) 


Die Vorſchriſten 


aber 


Wehrpflicht, Volkszählung, 


Gingnarfierung und Borspann 
bis auf die neueſte Zeit zuſammengeſtellt. 
vente, bes Ende 1869 wernofflanbigfe Aufrage. 
1870. Kl. 8. Geh. Preis 2 fl. 30 kr. 
Elegant in engliſche Leinwand geb. 2 fl. 70 kr. 
(Toſchen⸗Ausgabe ber öſterr. Gefetze X. Band.) 


Das allgemeine Handelsgeſetzbuch 

vom 17. Dezember 1862. 

lammt dem Einführungogeſetze 

und allen darauf bezuͤglichen und erläuternden Verordnungen. 

Wlerter, his Eude Degeniber‘ LBE ergf tee Kldenck 

1870. Kl. 8. Geh. Preis 80 kr. 
Elegant in engliſche Leinwand geb. 1 fl. 20 kr. 
(Taschen- Ausgabe der feve. Gefehe XI. Barb.) 


Druck von A Pichler's Wilwe & Sohn in Mien. 


Verlag von Moriz Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaffe 17. 


